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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Grofie Kammer)

11. Dezember 2012 *

»Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihilfen — Urteil des Gerichtshofs, mit dem
eine Vertragsverletzung festgestellt wird — Einrede der Unzuldssigkeit — Art. 228 Abs. 2 EG und 260
Abs. 2 AEUV — Nichtdurchfithrung — Finanzielle Sanktionen®

In der Rechtssache C-610/10

betreffend eine Vertragsverletzungsklage nach Art. 260 Abs. 2 AEUV, eingereicht am 22. Dezember
2010,

Europiische Kommission, vertreten durch B. Stromsky und C. Urraca Caviedes als Bevollméchtigte,
Zustellungsanschrift in Luxemburg,

Klagerin,
gegen
Konigreich Spanien, vertreten durch N. Diaz Abad als Bevollméchtigte,

Beklagter,
unterstiitzt durch
Tschechische Republik, vertreten durch M. Smolek, D. Hadrousek und J. Oc¢kova als Bevollméchtigte,

Streithelferin,
erlasst
DER GERICHTSHOF (Grofie Kammer)

unter Mitwirkung des Présidenten V. Skouris, des Vizeprasidenten K. Lenaerts, der
Kammerprésidenten A. Tizzano, M. Ilesi¢, T. von Danwitz und J. Malenovsky, der Richter U. Lohmus,
E. Levits, A. O Caoimh, J.-C. Bonichot und A. Arabadjiev (Berichterstatter), der Richterin C. Toader
und des Richters J.-J. Kasel,
Generalanwalt: J. Mazdk,

Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsratin,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 12. Juni 2012,

* Verfahrenssprache: Spanisch.
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nach Anhorung der Schlussantrage des Generalanwalts in der Sitzung vom 6. September 2012

folgendes

Urteil
Mit ihrer Klage beantragt die Europdische Kommission,

— festzustellen, dass das Konigreich Spanien dadurch gegen seine Verpflichtungen aus der
Entscheidung 91/1/EWG der Kommission vom 20. Dezember 1989 iiber Beihilfen der
Zentralregierung und einiger autonomer Regierungen Spaniens fir MAGEFESA, Hersteller von
Haushaltsartikeln aus rostfreiem Stahl und kleinen Elektrogeraten (ABL 1991, L 5, S. 18, im
Folgenden: Entscheidung 91/1), und aus Art. 260 Abs. 1 AEUV verstoflen hat, dass es nicht alle
Mafinahmen getroffen hat, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs vom 2. Juli 2002,
Kommission/Spanien (C-499/99, Slg. 2002, 1-6031), in Bezug auf die Riickforderung der Beihilfen
ergeben, die mit dieser Entscheidung fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar erklart worden sind,

— das Konigreich Spanien zu verurteilen, an die Kommission ab der Verkiindung des Urteils in der
vorliegenden Rechtssache bis zur Durchfithrung des Urteils Kommission/Spanien ein Zwangsgeld
von 131136 Euro fiir jeden Tag des Verzugs bei der Durchfithrung des Urteils
Kommission/Spanien zu zahlen,

— das Konigreich Spanien zu verurteilen, an die Kommission einen Pauschalbetrag in Hoéhe des
Ergebnisses der Multiplikation eines Tagessatzes von 14343 Euro mit der Zahl der Tage der
Fortdauer des Verstofles, die zwischen der Verkiindung des Urteils Kommission/Spanien und des
Urteils in der vorliegenden Rechtssache bzw. dem Tag liegen, an dem der Mitgliedstaat seinen
Verstof$ beendet hat, zu zahlen und

— dem Konigreich Spanien die Kosten aufzuerlegen.

I — Vorgeschichte des Rechtsstreits

Am 20. Dezember 1989 erliefs die Kommission die Entscheidung 91/1, mit der sie die Beihilfen der
spanischen Zentralregierung und einiger autonomer Regionalregierungen an Unternehmen der
Magefesa-Gruppe in Form von Darlehensbiirgschaften, eines Darlehens zu nicht marktiiblichen
Bedingungen, verlorenen Zuschiissen und Zinszuschiissen fiir rechtswidrig und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar erklirte.

Die Magefesa-Gruppe besteht, soweit fiir die vorliegende Rechtssache relevant, aus vier
Industrieunternehmen, die Haushaltsgerdte herstellen, ndmlich der Industrias Domésticas, SA
(im Folgenden: Indosa), der Cubertera del Norte, SA (im Folgenden: Cunosa), der Manufacturas Gur,
SA (im Folgenden: GURSA), und der Manufacturas Inoxidables Gibraltar, SA (im Folgenden:
MIGSA).

Die Beihilfen, die mit der Entscheidung 91/1 fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar erklirt wurden, verteilen sich, soweit sie von der Autonomen Gemeinschaft des

Baskenlands gewihrt wurden, wie folgt:

— eine unmittelbar Indosa gewéhrte Darlehensbiirgschaft iber 300 Mio. ESP,
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— eine Darlehensbiirgschaft iiber 672 Mio. ESP zugunsten der Fiducias de la cocina y derivados, SA,
einer Verwaltungsgesellschaft, die im Baskenland zu dem Zweck errichtet worden war, den
Unternehmen der Magefesa-Gruppe die genannten Beihilfen zu gewédhren, und

— ein Zinszuschuss von 9 Mio. ESP.

Mit derselben Entscheidung wurden die spanischen Behorden wu. a. aufgefordert, die
Darlehensbiirgschaften zuriickzuziehen, das zinsgiinstige Darlehen in einen marktiiblichen Kredit
umzuwandeln und die verlorenen Zuschiisse zuriickzufordern.

II - Urteil Kommission/Spanien

Am 22. Dezember 1999 erhob die Kommission gemdf Art. 88 Abs. 2 Unterabs. 2 EG gegen das
Konigreich Spanien eine Vertragsverletzungsklage auf Feststellung, dass das Konigreich Spanien nicht
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen die erforderlichen Mafinahmen erlassen habe, um
insbesondere der Entscheidung 91/1 nachzukommen.

In seinem Urteil Kommission/Spanien hat der Gerichtshof u. a. entschieden, dass das Konigreich
Spanien seine Verpflichtung nicht erfiillt hatte, die Mafinahmen zu erlassen, die erforderlich waren,
um der genannten Entscheidung nachzukommen, soweit darin die den Unternehmen Indosa, GURSA,
MIGSA und Cunosa gewidhrten Beihilfen fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar erklart worden waren.

III — Vorverfahren

Im Nachgang zum Urteil Kommission/Spanien gab es zwischen der Kommission und dem Konigreich
Spanien einen umfangreichen Schriftwechsel iiber die Durchfithrung dieses Urteils.

Aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten geht hervor, dass Indosa, obgleich am 19. April 1994 das
Konkursverfahren tiber sie eroffnet worden war, weiterhin tétig war.

Auf Informationsersuchen der Kommission vom 25. Mirz und vom 27. Juli 2004 sowie vom 31. Januar
2005 hin gaben die spanischen Behoérden u. a. mit Schreiben vom 31. Mirz 2005 an, dass die
Abwicklungsvereinbarung fiir Indosa am 29. September 2004 genehmigt worden sei, dass diese
Genehmigung angefochten worden sei, ohne dass dies aufschiebende Wirkung habe, und dass daher
das Verfahren zur Liquidation der Vermogensgegenstiande von Indosa habe beginnen konnen.

Mit Schreiben vom 5. Juli und vom 16. Dezember 2005 wies die Kommission darauf hin, dass Indosa
nahezu drei Jahre nach Verkiindung des Urteils Kommission/Spanien immer noch titig sei, dass das
Verfahren zur Liquidation ihrer Vermoégensgegenstinde noch nicht begonnen habe und dass die
rechtswidrige Beihilfe nicht zuriickgefordert worden sei. Auflerdem verlangte die Kommission, dass
Indosas Titigkeiten eingestellt werden sollten und dass die Liquidation ihrer Vermogensgegenstinde
bis spitestens 25. Januar 2006 abzuschlief3en sei.

Im Lauf des Jahres 2006 vertrat die Kommission die Ansicht, dass die Entscheidung 91/1 in Bezug auf
GURSA, MIGSA und Cunosa durchgefiihrt worden sei, da diese ihre Tétigkeiten eingestellt hatten und

ihre Vermogensgegenstande zum Marktpreis verdufSert worden seien.

Mit Schreiben vom 30. Mai 2006 teilte das Konigreich Spanien mit, dass die Abwicklungsvereinbarung
fiir Indosa am 2. Mai 2006 endgiiltig geworden sei.
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Die Kommission machte indessen in einer Reihe von Schreiben, insbesondere vom 18. Oktober 2006,
vom 27. Januar 2007 und vom 26. September 2008, geltend, dass die Titigkeiten von Indosa nicht
wirklich eingestellt und ihre Vermogensgegenstinde nicht liquidiert worden seien. Die Informationen,
die das Konigreich Spanien vorgelegt habe, hitten namlich gezeigt, dass die Tétigkeiten von Indosa
tiber ihre hundertprozentige Tochtergesellschaft Compaiia de Menaje Doméstico, SL (im Folgenden:
CMD), fortgefiihrt wiirden, die der Konkursverwalter von Indosa errichtet habe, um die Erzeugnisse
des Unternehmens zu vermarkten, und auf die simtliche Vermogensgegenstinde von Indosa sowie
deren Belegschaft iibergeleitet worden seien. Die Kommission war der Ansicht, dass die
Vermogensgegenstinde von Indosa nicht in einem offenen und transparenten Verfahren iibergegangen
seien, und schloss daraus, dass CMD die bezuschusste Titigkeit fortsetze und dass es folglich zur
wirksamen Durchfiihrung der Entscheidung 91/1 erforderlich sei, von CMD die unzuldssigen Beihilfen
zuriickzufordern.

Das Konigreich Spanien antwortete mit einer Reihe von Schreiben, darunter denen vom 8. Oktober
und vom 13. November 2008 sowie vom 24. Juli und vom 25. August 2009; aus ihnen geht hervor,
dass CMD am 30. Juni 2008 Konkurs angemeldet habe und dass ihre gerichtlich bestellten Verwalter
einen Antrag auf kollektive Authebung der Arbeitsvertrage simtlicher Beschiftigter gestellt hitten,
dem das zustidndige nationale Gericht entsprochen habe.

Mit Schreiben vom 18. August sowie vom 7. und vom 21. September 2009 ersuchte die Kommission
darum, ihr einen detaillierten Zeitplan mit dem genauen Datum zu {ibermitteln, an dem CMD ihre
Tétigkeiten eingestellt habe, und ihr nidhere Informationen tiber das Verfahren zur VerdaufSerung der
Vermogensgegenstinde von CMD einschliefSlich des Nachweises zu {ibermitteln, dass diese
Verduflerung zu Marktbedingungen stattgefunden habe. Die Kommission verlangte vom Konigreich
Spanien aufSerdem, Beweise dafiir vorzulegen, dass die fiir unzulédssig erkldrten Beihilfen unter den
Verbindlichkeiten von CMD als Forderungen gegen die Masse eingetragen worden seien.

Mit Schreiben vom 21. September sowie vom 13. und vom 21. Oktober 2009 antwortete das
Konigreich Spanien im Wesentlichen, dass CMD ihre Tétigkeiten am 30. Juli 2009 eingestellt habe,
ohne der Kommission allerdings den von ihr geforderten detaillierten Zeitplan vorzulegen.

Am 3. September 2009 griindeten ehemalige Arbeitnehmer von CMD unter der Firma Euskomenaje
1870, SLL (im Folgenden: Euskomenaje), eine Gesellschaft mit beschriankter Haftung mit
Arbeitnehmerbeteiligung, die Haushaltsartikel und kleine Elektrogerite herstellt und vermarktet.

Nach Griindung der genannten Gesellschaft gestatteten die Gldaubigervertreter im Konkurs von CMD
die vorlaufige Verduflerung von deren Vermogensgegenstinden an Euskomenaje bis zum Abschluss
des Liquidationsverfahrens von CMD.

Am 23. November 2009 sandte die Kommission dem Konigreich Spanien ein Mahnschreiben gemaf3
Art. 228 Abs. 2 EG. In diesem Schreiben gab die Kommission an, dass sie sich vorbehalte, nach
Kenntnisnahme von der Auflerung des betreffenden Mitgliedstaats oder mangels einer solchen
Aulerung gegebenenfalls eine mit Griinden versehene Stellungnahme gemifl dieser Bestimmung
abzugeben.

Am 26. Januar 2010 beantwortete das Konigreich Spanien dieses Mahnschreiben und wies darauf hin,
dass sich Indosa und CMD gerade in Liquidation befinden und ihre Tétigkeiten eingestellt hétten.

Am 22. Midrz 2010 ibersandte die Kommission dem Konigreich Spanien ein ergdnzendes
Mahnschreiben, in dem sie es gemaf$ Art. 260 Abs. 2 AEUV aufforderte, sich binnen zwei Monaten
nach Erhalt des Schreibens zu &uflern. Die Kommission gab in diesem Schreiben an, dass sie sich
vorbehalte, nach Kenntnisnahme von der Auflerung des betreffenden Mitgliedstaats oder mangels
einer solchen Auflerung gemifd Art. 260 Abs. 2 AEUV den Gerichtshof anzurufen.
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Mit Schreiben vom 2. und vom 9. Juni 2010 wies das Konigreich Spanien auf die Schritte hin, die es
unternommen habe, um das genannte Urteil Kommission/Spanien durchzufiihren. Es gab insbesondere
an, dass die Autonome Gemeinschaft des Baskenlands fiir die mit der Entscheidung 91/1 fiir
rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklarten Beihilfen zwar nicht im
Glaubigerverzeichnis von CMD gefiihrt werde, doch werde sie sich am Konkursverfahren dieser
Gesellschaft beteiligen und beantragen, dass die die genannten Beihilfen betreffende Forderung in die
Forderungstabelle eingetragen werde. Am 10. Juni 2010 meldete diese Autonome Gemeinschaft eine
Forderung in Hohe von 16 828,34 Euro an. Diese Anmeldung hat sie spater mehrfach berichtigt und
den Betrag der fraglichen Forderung erhoht; dieser belduft sich nach ihrer letzten Anmeldung vom
7. Dezember 2011 nunmehr auf 22 683 745 Euro.

Mit Schreiben vom 7. Juli 2010 legte das Konigreich Spanien der Kommission den Liquidationsplan
von CMD und den Beschluss des zustindigen nationalen Gerichts vom 22. Juni 2010 vor, mit dem
dieser Plan genehmigt wurde. Aus dem Plan geht hervor, dass die fraglichen rechtswidrigen Beihilfen
nicht unter den zugelassenen Forderungen aufgefiihrt werden. Der Plan sieht auflerdem vor, samtliche
Vermogensgegenstinde von CMD an deren Glaubiger, d. h. im Wesentlichen an die Arbeitnehmer von
CMD, im Wege der Teilaufrechnung mit ihren Forderungen zu verkaufen, sofern nicht binnen zwei
Wochen ab Veroffentlichung dieses Plans ein besseres Angebot vorgelegt wird.

Da die Erlauterungen des Konigreichs Spanien die Kommission nicht {iberzeugten, hat sie die
vorliegende Klage erhoben.

Mit Beschluss des Préasidenten des Gerichtshofs vom 13. Mai 2011 ist die Tschechische Republik als
Streithelferin zur Unterstiitzung der Antrége des Konigreichs Spanien zugelassen worden.
IV — Entwicklungen nach Anrufung des Gerichtshofs

Mit Beschluss vom 12. Januar 2011 hat der Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao (Spanien) die
Einstellung der Tatigkeit von CMD und die SchliefSung ihrer Betriebsstétten angeordnet.

Am 3. Miérz 2011 hat die Autonome Gemeinschaft des Baskenlands vor dem genannten Gericht
beantragt, die Tatigkeit von Euskomenaje in den Einrichtungen von CMD zu beenden.

Am 10. Médrz 2011 hat diese Gemeinschaft ein Rechtsmittel gegen den Beschluss vom 22. Juni 2010
eingelegt, mit dem der Liquidationsplan von CMD genehmigt worden war.

Mit Beschluss vom 16. Januar 2012 hat die Audiencia Provincial de Bizkaia (Spanien) den genannten
Beschluss aufgehoben und angeordnet, die Vermodgensgegenstinde von CMD unter freien,
transparenten und fiir Dritte offenstehenden Wettbewerbsbedingungen zu liquidieren.

Mit Beschluss des Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao vom 4. April 2012 ist eine Forderung von

22683745 Euro zugunsten der Autonomen Gemeinschaft des Baskenlands als Verbindlichkeit von
CMD eingetragen worden.

V — Zur Zulassigkeit

A — Vorbringen der Verfahrensbeteiligten
Unterstiitzt von der Tschechischen Republik, stellt das Konigreich Spanien die Zuldssigkeit der

vorliegenden Klage in Frage, weil die Kommission ihm gegeniiber keine mit Griinden versehene
Stellungnahme gemaf$ Art. 228 Abs. 2 EG abgegeben habe; diese Bestimmung sei im vorliegenden Fall
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anwendbar, weil das Verfahren am 20. November 2009, also vor Inkrafttreten des Vertrags von
Lissabon, eingeleitet worden sei. Sie sehe vor, dass dem betreffenden Mitgliedstaat sowohl ein
Mahnschreiben tibersandt als auch eine mit Griinden versehene Stellungnahme zugestellt werde.

Soweit Art. 260 Abs. 2 AEUV so ausgelegt werden konnte, dass er den Verfahrensschritt der Abgabe
einer mit Griinden versehenen Stellungnahme abschaffe, verstiefle eine riickwirkende Anwendung
dieser Vorschrift auf ein Verfahren, das vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon eingeleitet worden
sei, gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit, das Verbot der Riickwirkung von Vorschriften, die
weniger giinstige Sanktionen vorsdhen, und den Grundsatz der Gesetzmafligkeit der Straftatbestinde
und der Strafen.

Auflerdem ergebe sich aus Randnr. 42 des Urteils vom 4. Juli 2000, Kommission/Griechenland
(C-387/97, Slg. 2000, 1-5047), dass die in einer neuen Bestimmung eines Vertrags enthaltenen Regeln
nur dann anzuwenden seien, wenn sdmtliche Phasen des Vorverfahrens nach Inkrafttreten dieses
Vertrags durchgefiihrt worden seien.

Ferner enthalte das dem AEU-Vertrag beigefiigte Protokoll Nr. 36 iiber die Ubergangsbestimmungen
keine Vorschrift, die es erlaube, Art. 260 Abs. 2 AEUV auf ein Verfahren anzuwenden, das vor
Inkrafttreten dieses Vertrags eingeleitet worden sei.

Hilfsweise macht das Konigreich Spanien geltend, dass sich Art. 260 Abs. 2 AEUV nicht dahin
auslegen lasse, dass der Verfahrensschritt der Abgabe einer mit Griinden versehenen Stellungnahme
im Vorverfahren abgeschafft worden sei. Eine gegenteilige Auslegung wiirde die Verfahrensgarantien
und Verteidigungsrechte des betreffenden Mitgliedstaats beschneiden.

Auferst hilfsweise vertritt das Konigreich Spanien die Ansicht, dass Art. 288 Abs. 1 AEUV, wonach die
Organe der Europdischen Union fiir die Ausiibung ihrer Zustidndigkeiten Verordnungen, Richtlinien,
Beschliisse, Empfehlungen und Stellungnahmen annéhmen, die Abgabe einer mit Griinden versehenen
Stellungnahme im Rahmen des in Art. 260 Abs. 2 AEUV vorgesehenen Verfahrens verlange.

Die Kommission beantragt, die Einrede der Unzuléssigkeit des Konigreichs Spanien zuriickzuweisen.

B — Wiirdigung durch den Gerichtshof

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon war das Vertragsverletzungsverfahren wegen
Nichtdurchfithrung eines Urteils des Gerichtshofs, mit dem ein Verstof$ eines Mitgliedstaats gegen das
Recht der Union festgestellt worden war, in Art. 228 Abs. 2 EG geregelt.

Nach dieser Vorschrift gab die Kommission, wenn der Gerichtshof feststellte, dass ein Mitgliedstaat
gegen eine seiner Verpflichtungen aus dem EG-Vertrag verstoflen hatte, und sie anschliefSend der
Auffassung war, dass dieser Mitgliedstaat die MafSnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs
ergaben, mit dem die Vertragsverletzung festgestellt worden war, nicht ergriffen hatte, nachdem sie
dem betreffenden Mitgliedstaat Gelegenheit zur Auflerung gegeben hatte, eine mit Griinden versehene
Stellungnahme ab, in der sie auffiihrte, in welchen Punkten dieser Mitgliedstaat dem Urteil nicht
nachgekommen war.

Das in Art. 228 Abs. 2 EG vorgesehene Vorverfahren bestand also aus zwei aufeinanderfolgenden

Verfahrensschritten, ndmlich dem Mahnschreiben an den betreffenden Mitgliedstaat und der Abgabe
einer an diesen Staat gerichteten mit Griinden versehenen Stellungnahme.
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Seit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon bestimmt Art. 260 Abs. 2 AEUV, dass die Kommission,
wenn sie der Ansicht ist, dass der betreffende Mitgliedstaat die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs,
mit dem eine Vertragsverletzung festgestellt wird, ergebenden Mafsnahmen nicht getroffen hat, den
Gerichtshof anrufen kann, nachdem sie diesem Staat zuvor Gelegenheit zur AufSerung gegeben hat.

Wie schon aus dem Wortlaut von Art. 260 Abs. 2 AEUV hervorgeht, dndert diese Bestimmung den
Ablauf des Vorverfahrens, indem sie den Verfahrensschritt der Abgabe einer mit Griinden versehenen
Stellungnahme abschafft. Kiinftig besteht dieses Vorverfahren aus einem einzigen Verfahrensschritt,
ndmlich demjenigen, dass an den betreffenden Mitgliedstaat ein Mahnschreiben gerichtet wird.

Im Rahmen der vorliegenden Klage stellt sich die Frage, ob ein Vorverfahren, das vor dem Datum des
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon, also vor dem 1. Dezember 2009, eingeleitet worden ist, aber
nach diesem Datum weiter betrieben wird, unter Art. 228 Abs. 2 EG oder unter Art. 260 Abs. 2 AEUV
fallt.

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass nach stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofs
bei Verfahrensvorschriften im Allgemeinen davon auszugehen ist, dass sie ab dem Datum ihres
Inkrafttretens Anwendung finden (Urteile vom 8. Juli 2010, Kommission/Italien, C-334/08, Slg. 2010,
1-6869, Randnr. 60, vom 29. Mirz 2011, ArcelorMittal Luxembourg/Kommission und
Kommission/ArcelorMittal Luxembourg u. a., C-201/09 P und C-216/09 P, Slg. 2011, 1-2239,
Randnr. 75 und die dort angefiihrte Rechtsprechung, und ThyssenKrupp Nirosta/Kommission,
C-352/09 P, Slg. 2011, 1-2359, Randnr. 88, sowie vom 14. Februar 2012, Toshiba Corporation u. a.,
C-17/10, Randnr. 47).

Die Vorschriften, die den Ablauf des Vorverfahrens regeln und insbesondere die Verfahrensschritte, die
es enthdlt, prézisieren, gehoren zu den einschléigigen Verfahrensvorschriften. Denn das Mahnschreiben
an den betreffenden Mitgliedstaat und die an ihn gerichtete mit Griinden versehene Stellungnahme
sind nichts anderes als Verfahrensmittel, mit denen der diesen Staat treffenden Verpflichtung
Beachtung verschafft werden soll, die MafSnahmen zu treffen, die das Urteil des Gerichtshofs, mit dem
die Vertragsverletzung festgestellt worden ist, impliziert. Die in diesem Verfahren vorgesehenen
Schritte betreffen somit als solche nicht die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, die sich aus den
Vertragen ergeben, und die Sanktionen, die gegen sie verhdngt werden konnen, wenn sie diesen
Verpflichtungen nicht nachkommen.

Infolgedessen sind die Regeln des Art. 260 Abs. 2 AEUV iiber den Ablauf des Vorverfahrens
Verfahrensvorschriften, die als solche ab Inkrafttreten dieser Bestimmung anwendbar sind. Daraus
folgt, dass sie fiir jede Vertragsverletzungsklage zur Anwendung berufen sind, die nach dem Datum
ihres Inkrafttretens erhoben worden ist, und dies ungeachtet dessen, dass das Vorverfahren bereits vor
diesem Datum eingeleitet worden war.

Der Grundsatz der Rechtssicherheit, das Verbot der Riickwirkung strengerer Sanktionen und der
Grundsatz der Gesetzmaifligkeit der Straftatbestinde und der Strafen, die vom Konigreich Spanien
geltend gemacht werden, stellen die vorstehenden Erwdgungen nicht in Frage.

Zum Grundsatz der Rechtssicherheit ist daran zu erinnern, dass er verlangt, dass eine unionsrechtliche
Regelung es den Betroffenen ermdglicht, den Umfang der ihnen damit auferlegten Verpflichtungen
genau zu erkennen, und dass sie ihre Rechte und Pflichten eindeutig erkennen und sich darauf
einstellen konnen (Urteil ArcelorMittal Luxembourg/Kommission und Kommission/ArcelorMittal
Luxembourg u. a, Randnr. 68).

Insoweit ist zu betonen, dass den Mitgliedstaaten sowohl ihre Verpflichtung, die Mafinahmen zu
ergreifen, die sich aus einem Urteil des Gerichtshofs, mit dem eine Vertragsverletzung eines Staates
festgestellt wird, ergeben, voll und ganz bekannt war als auch die Konsequenzen, die ein Verstof3
gegen diese Verpflichtung nach sich ziehen konnte, weil diese Konsequenzen schon lange vor
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Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Primérrecht der Union aufgefithrt waren. Unter diesen
Bedingungen koénnen sich die Mitgliedstaaten nicht auf den Grundsatz der Rechtssicherheit berufen,
um sich gegen die sofortige Anwendung der neuen Verfahrensvorschriften in Art. 260 Abs. 2 AEUV zu
wenden.

Ebenso geniigt hinsichtlich des Verbots der Riickwirkung strengerer Bestimmungen und des
Grundsatzes der Gesetzmafligkeit der Straftatbestdnde und der Strafen der Hinweis, dass es durch den
AEU-Vertrag weder in Bezug auf die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die MafSnahmen zu ergreifen,
die sich aus dem eine Vertragsverletzung feststellenden Urteil des Gerichtshofs ergeben, noch in Bezug
auf die Sanktionen, die den Mitgliedstaaten drohen, wenn sie gegen diese Verpflichtung verstoflen, zu
einer Anderung gekommen ist.

Das Konigreich Spanien kann auch keine Beeintrichtigung seiner Verteidigungsrechte geltend machen,
denn es hatte im vorliegenden Fall die Moglichkeit, sich bei der Beantwortung sowohl des
Mahnschreibens als auch des ergénzenden Mahnschreibens zu duflern. Dariiber hinaus wurde der
Mitgliedstaat mit dem letztgenannten Schreiben dariiber informiert, dass die Kommission
beabsichtigte, gemdfd Art. 260 Abs. 2 AEUV den Gerichtshof anzurufen.

Zu der Schlussfolgerung, die das Konigreich Spanien aus dem Urteil Kommission/Griechenland
herleitet und nach der die in einer neuen Vertragsbestimmung aufgestellten Regeln erst dann
anwendbar seien, wenn sdmtliche Phasen des Vorverfahrens nach Inkrafttreten dieses Verfahrens
durchgefiihrt worden seien, ist festzustellen, dass sie auf einem unzutreffenden Verstindnis dieses
Urteils beruht.

Die in dem Rechtsstreit, in dem das Urteil Kommission/Griechenland ergangen ist, erhobene Einrede
der Unzuldssigkeit beruhte namlich auf der Pramisse, dass das Vorverfahren eingeleitet worden sei,
bevor der EG-Vertrag in seiner Fassung vor dem Vertrag von Lissabon in Kraft getreten sei. Bei der
Zuriickweisung dieser Einrede konnte der Gerichtshof schlicht feststellen, dass entgegen dem
Vorbringen des betreffenden Mitgliedstaats samtliche Verfahrensphasen nach Inkrafttreten dieses
Vertrags durchgefiihrt worden waren. Jedoch ldsst sich aus dem genannten Urteil nicht herleiten, dass
der Gerichtshof, wire eine der Phasen vor Inkrafttreten des Vertrags durchgefiihrt worden, zum
gegenteiligen Ergebnis gelangt wire.

Die Argumente, die das Konigreich Spanien hilfsweise vorbringt, vermdgen ebenso wenig
durchzudringen. Zum Vorbringen, dass Art. 260 Abs. 2 AEUV im Vorverfahren den Verfahrensschritt
der Abgabe einer mit Griinden versehenen Stellungnahme nicht abgeschafft habe, ist auf die
Erwagungen in Randnr. 43 des vorliegenden Urteils zu verweisen. Zu dem aus Art. 288 Abs. 1 AEUV
hergeleiteten Argument geniigt die Feststellung, dass diese Bestimmung keinen Bezug zu dem in
Art. 260 Abs. 2 AEUV vorgesehenen Verfahren aufweist.

Nach alledem ist die vom Konigreich Spanien erhobene Einrede der Unzuldssigkeit zuriickzuweisen.
VI — Zur Vertragsverletzung

A — Vorbringen der Verfahrensbeteiligten

Die Kommission wirft dem Konigreich Spanien vor, nicht die MafSnahmen ergriffen zu haben, die das
Urteil Kommission/Spanien in Bezug auf die rechtswidrigen Beihilfen fiir Indosa (im Folgenden:
fragliche rechtswidrige Beihilfen) impliziere. Denn diese Beihilfen seien, obwohl tiber Indosa bereits
1994 ein Konkursverfahren eroffnet worden sei, weder zuriickgefordert noch als Forderungen gegen
die Masse im Konkurs dieses Unternehmens eingetragen worden.
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Die Titigkeiten von Indosa seien auflerdem trotz der Konkurser6ffnung zunédchst durch Indosa selbst
und sodann durch ihre hundertprozentige Tochtergesellschaft CMD fortgefithrt worden. Die
Ubertragung der Vermogensgegenstinde von Indosa auf CMD sei ferner nicht transparent und nicht
unter Wettbewerbsbedingungen vonstatten gegangen.

Zu CMD, einer Gesellschaft, iiber die spéter ebenfalls das Konkursverfahren eroffnet worden sei,
vertritt die Kommission die Ansicht, dass die spanischen Behorden nicht dargetan hétten, dass die
Forderung nach Riickerstattung der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen im Konkursverfahren dieser
Gesellschaft vor Ablauf der im ergédnzenden Mahnschreiben gesetzten Frist in die Forderungstabelle
eingetragen worden sei. Die endgiiltige Aufstellung der Forderungen, die der Kommission am
1. Dezember 2009 tibersandt worden sei, enthalte ndmlich nicht die Forderung nach Riickerstattung
der genannten Beihilfen, was die spanischen Behorden in ihren Schreiben vom 2. und vom 9. Juni
2010 ausdriicklich bestdtigt hatten.

Das Konigreich Spanien ist dagegen der Ansicht, alle zur Durchfithrung der Entscheidung 91/1 und
des Urteils Kommission/Spanien moglichen Mafinahmen ergriffen zu haben.

Erstens trigt dieser Mitgliedstaat zur Eintragung der Forderung nach Riickerstattung der fraglichen
rechtswidrigen Beihilfen in die Forderungstabelle im Rahmen des Konkursverfahrens von CMD vor,
dass die Autonome Gemeinschaft des Baskenlands eine Reihe von — in Randnr. 23 des vorliegenden
Urteils beschriebenen — Schritten unternommen habe, damit diese Forderung eingetragen werde.

Zweitens rdumt das Konigreich Spanien hinsichtlich der Einstellung der bezuschussten Tétigkeit ein,
dass sie durch Euskomenaje in den Réumlichkeiten von CMD fortgefiihrt worden sei. Gleichwohl
seien die erforderlichen Schritte zur Beendigung dieser Tatigkeit unternommen worden.

Drittens macht das Konigreich Spanien in Bezug auf den Verkauf der Vermogensgegenstinde von
CMD unter Bezugnahme auf das Urteil vom 17. November 2011, Kommission/Italien (C-496/09, Slg.
2011, 1-11483), geltend, zur Erfiillung einer Verpflichtung zur Riickforderung einer rechtswidrigen und
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe reiche es aus, dass die Forderung nach
Riickerstattung der in Rede stehenden Beihilfen in die Forderungstabelle eingetragen werde; der
Verkauf der Vermogensgegenstinde des Beihilfeempfingers zum Marktpreis werde somit nicht mehr
verlangt.

Schlieflich macht das Konigreich Spanien geltend, die staatlichen Glaubiger hitten die Liquidation von
CMD nicht beschleunigen konnen, weil sie unter der Aufsicht eines Richters und geméfs dem in den
anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Verfahren abgelaufen sei.

B — Wiirdigung durch den Gerichtshof

Um festzustellen, ob das Konigreich Spanien alle MafSnahmen ergriffen hat, die erforderlich sind, um
dem Urteil Kommission/Spanien nachzukommen, ist zu priifen, ob die Betrdge der fraglichen
rechtswidrigen Beihilfen von dem begiinstigten Unternehmen erstattet wurden. Hierbei ist
festzustellen, dass sich der beim Gerichtshof anhéngige Rechtsstreit lediglich auf die Indosa gewéhrten
Beihilfen bezieht.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass nach stiandiger Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Art. 228 Abs. 2
EG der fiir die Beurteilung einer Vertragsverletzung im Sinne dieser Vorschrift mafigebende Zeitpunkt
das Ende der Frist ist, die in der mit Griinden versehenen Stellungnahme, die nach dieser Bestimmung
abgegeben wird, gesetzt wurde (vgl. Urteile vom 12. Juli 2005, Kommission/Frankreich, C-304/02, Slg.
2005, 1-6263, Randnr. 30, und vom 7. Juli 2009, Kommission/Griechenland, C-369/07, Slg. 2009,
1-5703, Randnr. 43).
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Da der AEU-Vertrag, wie in Randnr. 43 des vorliegenden Urteils ausgefithrt, im
Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 260 Abs. 2 AEUV den Verfahrensschritt der Abgabe einer mit
Griinden versehenen Stellungnahme abgeschafft hat, ist als mafigebenden Zeitpunkt zur Beurteilung
des Vorliegens einer solchen Vertragsverletzung auf den Ablauf der Frist abzustellen, die in dem nach
dieser Bestimmung versandten Mahnschreiben gesetzt wurde.

Da die Kommission dem Konigreich Spanien ein ergdnzendes Mahnschreiben gesandt hat, ist im
vorliegenden Fall der in der vorstehenden Randnummer erwidhnte mafigebende Zeitpunkt derjenige
des Ablaufs der in diesem Schreiben gesetzten Frist, also der 22. Mai 2010.

Es steht fest, dass die fraglichen an Indosa geflossenen rechtswidrigen Beihilfen von ihr zu diesem
Zeitpunkt nicht zuriickerlangt worden waren.

Auflerdem miissen die genannten Beihilfen unstreitig von CMD zuriickgefordert werden, einer
Gesellschaft, die am 30. Juni 2008 fur insolvent erklart wurde, nachdem sie an die Stelle von Indosa
getreten war, die ihrerseits am 19. April 1994 in Konkurs gefallen war.

Sind rechtswidrig geflossene Beihilfen von einem Unternehmen zuriickzufordern, das zahlungsunfahig
ist oder tiber dessen Vermogen ein Konkursverfahren erdffnet wurde, dessen Ziel darin besteht, die
Aktiva zu realisieren und die Passiva zu begleichen, hat nach stindiger Rechtsprechung der Umstand,
dass sich dieses Unternehmen in Schwierigkeiten befindet oder zahlungsunfahig ist, keinen Einfluss
auf die Riickforderungspflicht (vgl. u. a. Urteil vom 6. Dezember 2007, Kommission/Italien, C-280/05,
Randnr. 28 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Nach ebenfalls stindiger Rechtsprechung konnen die Wiederherstellung der fritheren Lage und die
Beseitigung der aus den rechtswidrig geflossenen Beihilfen resultierenden Wettbewerbsverzerrung
grundsatzlich durch Eintragung der Forderung nach Riickerstattung der betreffenden Beihilfen in die
Forderungstabelle erfolgen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 15. Januar 1986, Kommission/Belgien,
52/84, Slg. 1986, 89, Randnr. 14, vom 21. Mirz 1990, Belgien/Kommission, , Tubemeuse, C-142/87,
Slg. 1990, 1-959, Randnrn. 60 bis 62, vom 29. April 2004, Deutschland/Kommission, C-277/00, Slg.
2004, 1-3925, Randnr. 85, und vom 14. April 2011, Kommission/Polen, C-331/09, Slg. 2011, 1-2933,
Randnr. 60).

Im vorliegenden Fall steht fest, dass die Autonome Gemeinschaft des Baskenlands erst am 10. Juni
2010 im Rahmen des Konkursverfahrens von CMD einen Antrag auf Eintragung der Forderung nach
Riickerstattung der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen in die Forderungstabelle gestellt hat, wobei
dieser Antrag nur einen geringfiigigen Teil der nach der Entscheidung 91/1 zuriickzufordernden
Beihilfen betraf. Dieser Antrag ist in der Folgezeit mehrfach berichtigt worden, wobei die letzte dieser
Berichtigungen am 7. Dezember 2011 eingereicht wurde. Somit wurden alle diese Schritte nach Ablauf
der im ergdnzenden Mahnschreiben gesetzten Frist unternommen.

Daher ist festzustellen, dass am 22. Mai 2010, dem Tag, an dem die im ergdnzenden Mahnschreiben
gesetzte Frist ablief, im Rahmen des Konkursverfahrens von CMD die Forderung nach Riickerstattung
der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen nicht in die Forderungstabelle eingetragen worden war.

Unter diesen Umstdnden kann sich das Konigreich Spanien nicht darauf berufen, innerhalb der
gesetzten Frist sdmtliche zur Durchfithrung des Urteils Kommission/Spanien erforderliche
MafSnahmen getroffen zu haben.

Infolgedessen ist festzustellen, dass das Konigreich Spanien dadurch gegen seine Verpflichtungen aus

Art. 260 Abs. 1 AEUV verstoflen hat, dass es bei Ablauf der Frist, die in dem von der Kommission
gemifd Art. 260 Abs. 2 AEUV versandten ergidnzenden Mahnschreiben gesetzt worden war, nicht alle
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Mafsnahmen getroffen hatte, die sich aus dem Urteil Kommission/Spanien ergeben, das sich
insbesondere auf die Riickforderung der mit der Entscheidung 91/1 fiir rechtswidrig und mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar erkldrten Beihilfen von Indosa bezieht.

VII — Zu den finanziellen Sanktionen

A — Zum Zwangsgeld

1. Vorbringen der Verfahrensbeteiligten

Die Kommission ist der Ansicht, dass die Verhdngung finanzieller Sanktionen im vorliegenden Fall in
Anbetracht der Tatsache notwendig sei, dass die Tatigkeit, der die fraglichen rechtswidrigen Beihilfen
zugutegekommen seien, mehr als 22 Jahre nach Erlass der Entscheidung 91/1 fortgesetzt werde, zum
einen tiber CMD und zum anderen {iber Euskomenaje.

Zu den Entwicklungen nach Ablauf der im ergénzenden Mahnschreiben gesetzten Frist ist die
Kommission der Ansicht, dass durch sie die im Urteil Kommission/Spanien festgestellte
Vertragsverletzung nicht abgestellt worden sei.

Zwar rdaumt die Kommission ein, dass die Forderung nach Rickerstattung der fraglichen
rechtswidrigen Beihilfen infolge des Beschlusses des Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao vom
4. April 2012 schliefSlich in die Forderungstabelle eingetragen worden sei, doch ist sie der Auffassung,
dass die bezuschusste Titigkeit in den Réaumlichkeiten von CMD iiber Euskomenaje fortgesetzt werde.

Auflerdem erinnert die Kommission daran, dass der Liquidationsplan von CMD den Verkauf ihrer
Vermogensgegenstinde an ehemalige Arbeitnehmer dieses Unternehmens vorgesehen habe, die
zwischenzeitlich Euskomenaje gegriindet hitten, um die bezuschusste Tétigkeit fortzusetzen. Zwar sei
die Genehmigung dieses Planes durch Beschluss der Audiencia Provincial de Bizkaia vom 16. Januar
2012 aufgehoben worden, doch habe diese Aufhebung keine Auswirkung auf die laufende Nutzung
der Vermogensgegenstinde von CMD durch Euskomenaje. Im Konkurs von CMD hitten die
Gldaubigervertreter =~ Euskomenaje  ndmlich  gestattet,  vorldufig und  unentgeltlich  die
Vermogensgegenstiande von CMD zu nutzen.

Fiir den Betrag des Zwangsgelds schlagt die Kommission, gestiitzt auf ihre Mitteilung SEK(2005) 1658
vom 13. Dezember 2005 zur Anwendung von Artikel 228 [EG] (ABL 2007, C 126, S. 15) in der am
20. Juli 2010 (SEK[2010] 923) aktualisierten Fassung, vor, zu seiner Berechnung einen einheitlichen
Pauschalgrundbetrag mit einem Schwerekoeffizienten und einem Dauerkoeffizienten zu multiplizieren.
Das so ermittelte Ergebnis sei sodann mit einem Faktor zu multiplizieren, der sowohl die
Zahlungsfihigkeit des saumigen Mitgliedstaats als auch seine Stimmenzahl im Rat der Europdischen
Union beriicksichtige.

Im vorliegenden Fall ist die Kommission der Ansicht, dass ein Zwangsgeld von 131 136 Euro pro Tag
den Umstinden angemessen und in Bezug auf die fragliche Vertragsverletzung sowie die
Zahlungsfihigkeit des betreffenden Mitgliedstaats verhéltnismiaflig sei. Dieser Betrag ergebe sich durch
die Multiplikation eines Pauschalgrundbetrags von 640 Euro pro Tag, eines Schwerekoeffizienten von 5
auf einer Skala von 1 bis 20, eines Dauerkoeffizienten von 3 auf einer Skala von 1 bis 3 und schliefllich
eines ,Faktor n“ genannten festen Faktors, der die Zahlungsfihigkeit des Konigreichs Spanien
widerspiegele, namlich 13,66.

Zur Schwere der Zuwiderhandlung erinnert die Kommission zunichst daran, dass die Bestimmungen

des AEU-Vertrags iiber staatliche Beihilfen eine zentrale Stellung einndhmen. Auflerdem hitten der
Riickforderung der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen keine grofieren Schwierigkeiten entgegenstehen
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diirfen, weil sie bei nur einer Gesellschaft habe vorgenommen werden miissen. Was sodann die Dauer
der Zuwiderhandlung betreffe, so habe sie mehr als 22 Jahre, ndmlich ab Zustellung der Entscheidung
91/1, angedauert. Zur Periodizitit des Zwangsgelds meint die Kommission schliefilich, es sei téglich zu
zahlen.

Nach Ansicht des Konigreichs Spanien besteht im vorliegenden Fall insbesondere in Anbetracht der
auf die Gewihrleistung der Durchfithrung der Entscheidung 91/1 und des Urteils
Kommission/Spanien nach Ablauf der im ergdnzenden Mahnschreiben gesetzten Frist abzielenden
Entwicklungen kein Anlass zur Auferlegung finanzieller Sanktionen.

Erstens hitten die in Randnr. 23 des vorliegenden Urteils beschriebenen Schritte, die die Autonome
Gemeinschaft des Baskenlands zur Eintragung der Forderung nach Riickerstattung der fraglichen
rechtswidrigen Beihilfen unternommen habe, u. a. zum Beschluss vom 4. April 2012 gefiihrt, mit dem
der Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao zugunsten dieser Gemeinschaft die Eintragung einer
Forderung in Hohe von 22 683 745 Euro auf Riickerstattung der genannten Beihilfen zugelassen habe.
Im Ubrigen belaufe sich der Betrag der betreffenden Beihilfen entgegen den Schitzungen der
Kommission auf 22 469 459 Euro und nicht auf 22 683 745 Euro.

Zweitens habe der Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao mit Beschluss vom 12. Januar 2011 die
Einstellung der Tétigkeit von CMD und die SchliefSung ihrer Geschéftsrdaume verfiigt. Die Autonome
Gemeinschaft des Baskenlands habe auflerdem bei demselben Gericht am 3. Maiarz 2011 die
Anordnung der tatsdchlichen Einstellung der von Euskomenaje in den Réaumlichkeiten von CMD
betriebenen Titigkeit beantragt.

Zur Nutzung der gewerblichen Schutzrechte von Magefesa, zu denen die Marke Magefesa gehort,
durch Euskomenaje trégt das Konigreich Spanien vor, im Plan zur Liquidation der letztgenannten
Gesellschaft sei die unmittelbare Zuteilung dieser Rechte an Euskomenaje vorgesehen. Die Autonome
Gemeinschaft des Baskenlands habe sich indessen dem genannten Plan widersetzt und beantragt, die
Nutzung dieser Rechte einzufrieren. Sie habe auflerdem vorgeschlagen, dass die Abtretung der
genannten Rechte in einem Vergabeverfahren und nach unionsweiter Veréffentlichung erfolge. Diesen
Vorschldgen sei jedoch nicht entsprochen worden.

Drittens macht das Konigreich Spanien geltend, dass schon der urspriingliche, mit Beschluss des
zustindigen nationalen Gerichts vom 22. Juni 2010 genehmigte Plan zur Liquidation von CMD ein
offenes, bedingungsloses und transparentes Vergabeverfahren vorgesehen habe, doch habe die
Autonome Gemeinschaft des Baskenlands gegen diesen Beschluss ein Rechtsmittel eingelegt.
Am 16. Januar 2012 sei dieser Beschluss von der Audiencia Provincial de Bizkaia aufgehoben worden,
die angeordnet habe, dass die Liquidation der Vermogensgegenstinde von CMD unter Bedingungen
eines freien und transparenten Wettbewerbs zu erfolgen habe.

Jedenfalls ist das Konigreich Spanien unter Bezugnahme auf das Urteil vom 17. November 2011,
Kommission/Italien, der Ansicht, zum Nachweis dafiir, dass die Entscheidung 91/1 und das Urteil
Kommission/Spanien durchgefiihrt worden seien, reiche es aus, wenn dargetan werde, dass die
nationalen Behorden sich gewissenhaft bemiiht hitten, die die fraglichen rechtswidrigen Beihilfen
betreffende Forderung in die Forderungstabelle eintragen zu lassen.

Den von der Kommission vorgeschlagenen Zwangsgeldbetrag hilt das Konigreich Spanien fiir
unverhaltnisméflig. Es tragt hierzu vor, das vorliegende Verfahren betreffe nur eine der vier
Gesellschaften der Magefesa-Gruppe, denen die genannten Beihilfen zugutegekommen seien. Aus
diesem Grund miisse der Pauschalgrundbetrag einem Viertel des von der Kommission
vorgeschlagenen Betrags entsprechen, mithin 160 Euro pro Tag.
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Auflerdem miisse der Pauschalgrundbetrag, weil die fraglichen rechtswidrigen Beihilfen durch eine
Autonome Gemeinschaft gewdhrt worden seien, auf die 6,24 % des spanischen Bruttoinlandsprodukts
(im Folgenden: BIP) entfielen, und das nationale Recht die spanische Regierung verpflichte, etwaige in
der vorliegenden Rechtssache verhdngte Sanktionen an die innerstaatlichen Einheiten weiterzureichen,
die fiir die Nichtbeachtung des Rechts der Union verantwortlich seien, auf 9,98 Euro pro Tag
festgesetzt werden, den Betrag, der sich aus der Multiplikation von 160 Euro mit 6,24 % ergebe.

Zum Schwerekoeffizienten der Zuwiderhandlung schligt der Mitgliedstaat vor, ihn auf 1 festzusetzen,
da die nationalen Behorden alles zur Durchfithrung des Urteils Kommission/Spanien Mdgliche getan
hétten. Auflerdem seien die Umsidtze von Indosa, CMD und Euskomenaje zwischen 1986 und 2010
inflationsbereinigt um 77,7 % zuriickgegangen, wihrend die verbleibende Belegschaft kaum 3,3 % der
des Jahres 1986 ausmache. Der Anteil von Indosa am relevanten Markt sei im Jahr 2002 viel grofer
gewesen als der Anteil von Euskomenaje im Jahr 2010, denn er sei von 8,4 % auf 4,1 % gesunken.
Diese Daten belegten die deutliche Verringerung der durch die Fortfithrung der fraglichen Tatigkeit
durch Euskomenaje entstehenden Wettbewerbsverzerrung.

Der Koeffizient fiir die Dauer der Zuwiderhandlung sei auf 1 festzusetzen, weil ihre Dauer im
vorliegenden Fall im Licht der durchschnittlichen Dauer der Konkursverfahren in Spanien, namlich
1114 Tage, zu beurteilen sei.

Demgemaf} schlagt das Konigreich Spanien fiir das Zwangsgeld einen Tagessatz von 136,33 Euro vor.

Zur Periodizitit des Zwangsgelds tragt das Konigreich Spanien vor, dass es nicht tiglich, sondern
quartalsweise festzusetzen sei, weil die gerichtlich bestellten Verwalter nach nationalem Recht ihre
Berichte quartalsweise vorlegten.

2. Wiirdigung durch den Gerichtshof

a) Vorbemerkungen

Nachdem der Gerichtshof festgestellt hat, dass das Konigreich Spanien dem Urteil
Kommission/Spanien nicht innerhalb der im ergédnzenden Mahnschreiben gesetzten Frist
nachgekommen ist, kann er gegen diesen Mitgliedstaat ein Zwangsgeld verhdngen, soweit die
Vertragsverletzung bis zur Priifung des Sachverhalts durch den Gerichtshof fortdauert (vgl. in diesem
Sinne Urteil vom 7. Juli 2009, Kommission/Griechenland, Randnr. 59 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Daher ist zu priifen, ob dies der Fall ist.

b) Zur Fortdauer der Vertragsverletzung

Um feststellen zu konnen, ob die dem Konigreich Spanien vorgeworfene Vertragsverletzung bis zur
Prifung des Sachverhalts durch den Gerichtshof angedauert hat, sind die Mafinahmen zu beurteilen,
die nach den Angaben dieses Mitgliedstaats nach Ablauf der im ergdnzenden Mahnschreiben
gesetzten Frist ergriffen wurden.

Hierbei ist wie in Randnr. 72 des vorliegenden Urteils daran zu erinnern, dass in dem Fall, in dem das
Unternehmen, dem die fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erkldrten
Beihilfen zugutegekommen sind, in Konkurs gefallen ist, die Wiederherstellung der fritheren Lage und
die Beseitigung der aus den rechtswidrig geflossenen Beihilfen resultierenden Wettbewerbsverzerrung
grundsitzlich durch die Eintragung der Forderung nach Rickerstattung der betreffenden Beihilfen in
die Forderungstabelle erreicht werden konnen.
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Im vorliegenden Fall hat die Autonome Gemeinschaft des Baskenlands am 10. Juni 2010 die
Eintragung einer Forderung tiber 16 828,34 Euro beantragt, die sich auf die Riickerstattung der
fraglichen rechtswidrigen Beihilfen bezieht. Da dieser Betrag offenkundig niedriger war als die
Gesamtheit der betreffenden Beihilfen, hat ihn die Gemeinschaft mehrfach berichtigt, so dass er nach
ihrer letzten Erklairung vom 7. Dezember 2011 auf 22 683 745 Euro angewachsen ist, einen Betrag, der
den Schitzungen der fraglichen Forderung durch die Kommission entspricht. Mit Beschluss des
Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao vom 4. April 2012 ist die Forderung in dieser Hohe als
Verbindlichkeit von CMD eingetragen worden.

Im Hinblick auf die letztgenannten Entwicklungen ist das Vorbringen des Konigreichs Spanien nicht zu
priifen, wonach sich der Betrag der betreffenden Beihilfen auf 22469459 Euro und nicht auf
22 683 745 Euro belaufe.

Somit ist festzustellen, dass die Forderung nach Riickerstattung der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen
im Rahmen des CMD betreffenden Konkursverfahrens in die Forderungstabelle eingetragen worden ist.

Jedoch geniigt dieser Umstand fiir sich genommen entgegen dem Vorbringen des Konigreichs Spanien
noch nicht, um die Verpflichtung zur Durchfithrung des Urteils Kommission/Spanien zu erfiillen.

Denn wie der Gerichtshof bereits mehrfach entschieden hat, kann die Eintragung der Forderung nach
Riickerstattung der fraglichen Beihilfen in die Forderungstabelle die Riickforderungspflicht nur dann
erfiillen, wenn das Konkursverfahren in dem Fall, dass die staatlichen Stellen nicht den Gesamtbetrag
der Beihilfen zuriickerlangen konnen, zur Liquidation des Unternehmens, das die rechtswidrigen
Beihilfen erhalten hat, fithrt, d. h. zur endgiiltigen Einstellung seiner Tatigkeit (vgl. in diesem Sinne
Urteile Kommission/Belgien, Randnrn. 14 f., Kommission/Polen, Randnrn. 63 bis 65, sowie vom
13. Oktober 2011, Kommission/Italien, C-454/09, Randnr. 36).

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass mit der Riickforderung von Beihilfen, die fiir mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar erklart worden sind, die Wettbewerbsverzerrung beseitigt werden
soll, die durch den Wettbewerbsvorteil verursacht wird, den der Empfinger dieser Beihilfen auf dem
Markt gegeniiber seinen Mitbewerbern besaf$, und so die vor der Zahlung der Beihilfen bestehende
Lage wiederhergestellt wird (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 4. April 1995, Kommission/Italien,
C-348/93, Slg. 1995, 1-673, Randnr. 27, und Kommission/Polen, Randnr. 56).

Befindet sich das Unternehmen, dem die rechtswidrigen Beihilfen zugutegekommen sind, in Konkurs
und ist eine Gesellschaft gegriindet worden, um einen Teil der Tatigkeiten dieses in Konkurs
gefallenen Unternehmens fortzusetzen, kann die Fortsetzung dieser Tiétigkeit, ohne dass die
betreffenden Beihilfen vollstindig zuriickerlangt wurden, die Wettbewerbsverzerrung fortdauern
lassen, die durch den Wettbewerbsvorteil verursacht worden ist, den diese Gesellschaft auf dem Markt
gegeniiber ihren Mitbewerbern besafS. Somit kann eine derartige neu gegriindete Gesellschaft, wenn
dieser Vorteil zu ihren Gunsten fortbesteht, zur Riickerstattung der fraglichen Beihilfen verpflichtet
sein. Dies ist namentlich dann der Fall, wenn erwiesen ist, dass dieser Gesellschaft der tatsdchliche
Nutzen des mit dem Erhalt dieser Beihilfen verbundenen Wettbewerbsvorteils verbleibt, vor allem
wenn sie die Vermogensgegenstinde der Gesellschaft in Liquidation erwirbt, ohne dafiir einen den
Marktbedingungen entsprechenden Preis zu zahlen, oder wenn erwiesen ist, dass mit der Griindung
einer derartigen Gesellschaft die Pflicht zur Riickerstattung der Beihilfen umgangen wurde (vgl. in
diesem Sinne Urteil Deutschland/Kommission, Randnr. 86). Dies gilt insbesondere dann, wenn die
Zahlung eines den Marktbedingungen entsprechenden Preises nicht ausreichen wiirde, um den mit
dem Erhalt der rechtswidrigen Beihilfen verbundenen Wettbewerbsvorteil zu neutralisieren.

In einem solchen Fall geniigt die Aufnahme der Forderung, die sich auf die fiir rechtswidrig und mit

dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erkldrten Beihilfen bezieht, in die Forderungstabelle fiir sich
genommen nicht zur Beseitigung der so entstandenen Wettbewerbsverzerrung.
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Die vorstehenden Erwidgungen werden durch das Urteil vom 17. November 2011, Kommission/Italien,
nicht in Frage gestellt. Denn aus diesem Urteil geht nicht hervor, dass der Beihilfeempfinger, sofern im
Rahmen des ihn betreffenden Konkursverfahrens die Forderung hinsichtlich der fraglichen Beihilfen in
die Forderungstabelle eingetragen worden war, weiterhin seiner Tétigkeit nachgehen durfte, obwohl
diese Beihilfen nicht vollstandig zuriickerlangt worden waren.

In Randnr. 69 des vorliegenden Urteils ist festgestellt worden, dass im vorliegenden Fall die fraglichen
rechtswidrigen Beihilfen nicht tatsichlich zuriickerlangt wurden. Daher ist zu priifen, ob zum
Zeitpunkt der Priifung des vorliegenden Sachverhalts durch den Gerichtshof der mit dem Erhalt
dieser Beihilfen verbundene Wettbewerbsvorteil fortdauert.

Insoweit lassen mehrere Bestandteile der dem Gerichtshof vorliegenden Akte erkennen, dass
Euskomenaje der tatsichliche Nutzen dieses Vorteils verbleibt. Denn die Entwicklungen, die sich nach
und nach im Rahmen des Konkursverfahrens von CMD ergeben haben, legen nahe, dass mit ihnen das
Ziel verfolgt wurde, das Fortdauern der subventionierten Tétigkeit sicherzustellen, obwohl die
fraglichen rechtswidrigen Beihilfen nicht vollstindig zuriickerlangt worden waren.

Aus der Akte geht insbesondere Folgendes hervor:

— Der mit Beschluss des Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao vom 22. Juni 2010 genehmigte
Liquidationsplan von CMD sah im Kern vor, saimtliche Vermogensgegenstiande dieser Gesellschaft
als Ganzes an die Glaubiger der Gesellschaft, bei denen es sich im Wesentlichen um ihre fritheren
Arbeitnehmer handelte, im Wege einer Teilaufrechnung mit ihren Forderungen zu verkaufen,
wobei die Forderung hinsichtlich der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen damals nicht zu den
zugelassenen Forderungen gehorte.

— Kurz vor der Genehmigung dieses Plans war Euskomenaje, deren Tétigkeit im Kern mit derjenigen
tibereinstimmt, der bis dahin CMD nachging, von fritheren Arbeitnehmern von CMD gegriindet
worden.

— Der Liquidationsplan von CMD verfolgte, wie aus einem Schreiben hervorgeht, das am 17. Februar
2011 von der baskischen Regierung an den Présidenten des Verwaltungsrats von Euskomenaje
gerichtet wurde, ,klar das Ziel der Fortfiihrung der Tatigkeit mittels einer neu gegriindeten
Gesellschaft, die nicht fiir die Verbindlichkeiten von CMD haften sollte”.

— Euskomenaje nutzt das gewerbliche Eigentum von Magefesa, u. a. die Marke Magefesa, das ihr
unmittelbar, d. h. ohne Ausschreibung und ohne jede Gegenleistung, iibertragen wurde, wie sich
insbesondere aus den Schreiben vom 3. Dezember 2010 und vom 10. Marz 2011 ergibt, die die
Autonome Gemeinschaft des Baskenlands an den Juzgado de Primera Instancia n° 10 de Bilbao
gerichtet hat.

— Der Widerspruch der Autonomen Gemeinschaft des Baskenlands gegen die vorgenannte
Ubertragung blieb ohne Erfolg.

— Zwar wurde nach der Anrufung des Gerichtshofs der Plan zur Liquidation von CMD auf das
Rechtsmittel der Autonomen Gemeinschaft des Baskenlands hin mit Beschluss der Audiencia
Provincial de Bizkaia aufgehoben, doch hatten die Konkursverwalter von CMD zwischenzeitlich
die vorldufige Verduflerung ihrer Vermogensgegenstinde an Euskomenaje bis zum Abschluss des
Liquidationsverfahrens von CMD genehmigt, und zwar ohne jede Gegenleistung, ohne
Bekanntgabe, ohne Ubertragung von Eigentumsrechten und ,im Widerspruch zu den elementaren
Grundsitzen der Durchfithrung eines Konkursverfahrens®, wie sich u. a. aus dem im dritten
Gedankenstrich dieser Randnummer genannten Schreiben ergibt.

ECLILEU:C:2012:781 15
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— Ungeachtet des Beschlusses vom 12. Januar 2011, mit dem die Einstellung der Tétigkeit von CMD
und die Schlieffung ihrer Betriebsstitten angeordnet wurden, stellt Euskomenaje weiterhin in den
Einrichtungen von CMD Haushaltsartikel her, wobei sie deren Liegenschaften, Maschinen und
gewerbliches Eigentum nutzt, wie sich aus dem Antrag ergibt, der am 3. Mirz 2011 von der
Autonomen Gemeinschaft des Baskenlands beim Juzgado de lo Mercantil n° 2 de Bilbao gestellt
wurde und gerade darauf abzielt, die Tatigkeit von Euskomenaje, die weiterhin in den
Einrichtungen von CMD vonstatten geht, zu beenden.

Aus diesen Bestandteilen der dem Gerichtshof vorgelegten Akte ist zu schliefSen, dass der mit dem
Erhalt der fraglichen rechtswidrigen Beihilfen verbundene Wettbewerbsvorteil fortbesteht, so dass die
zwischenzeitlich erfolgte Eintragung der Forderungen nach Riickerstattung dieser Beihilfen in die
Forderungstabelle nicht ausreicht, um der Entscheidung 91/1 und dem Urteil Kommission/Spanien
nachzukommen.

Nach alledem ist festzustellen, dass die dem Konigreich Spanien vorgeworfene Vertragsverletzung bis
zur Priiffung des vorliegenden Sachverhalts durch den Gerichtshof fortgedauert hat.

Unter diesen Umstinden kommt der Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass die Verurteilung des
Konigreichs Spanien zur Zahlung eines Zwangsgelds ein angemessenes finanzielles Mittel ist, um es zu
veranlassen, die MafSnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um die festgestellte Vertragsverletzung
zu beenden und die vollstindige Durchfithrung der Entscheidung 91/1 und des Urteils
Kommission/Spanien zu gewahrleisten.

¢) Zur Hohe des Zwangsgelds

i) Vorbemerkungen

Es ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof in jeder Rechtssache anhand der Umstédnde des
Einzelfalls die zu verhdngenden finanziellen Sanktionen zu bestimmen hat (vgl. Urteile vom 12. Juli
2005, Kommission/Frankreich, Randnr. 86, und vom 14. Mirz 2006, Kommission/Frankreich,
C-177/04, Slg. 2006, I-2461, Randnr. 58).

Dabei konnen die Vorschlige der Kommission den Gerichtshof nicht binden und stellen lediglich einen
niitzlichen Bezugspunkt dar. Auch Leitlinien, wie sie in den Mitteilungen der Kommission enthalten
sind, binden den Gerichtshof nicht, tragen jedoch dazu bei, die Transparenz, Vorhersehbarkeit und
Rechtssicherheit des Vorgehens der Kommission zu gewdhrleisten (vgl. Urteile vom 10. Januar 2008,
Kommission/Portugal, C-70/06, Slg. 2008, I-1, Randnr. 34, und vom 7. Juli 2009,
Kommission/Griechenland, Randnr. 112).

Zur Verhdngung eines Zwangsgelds hat der Gerichtshof bereits entschieden, dass sie nach Mafsgabe
des Uberzeugungsdrucks zu erfolgen hat, der erforderlich ist, damit der mit der Durchfithrung eines
Vertragsverletzungsurteils siaumige Mitgliedstaat sein Verhalten é&ndert und die geriigte
Zuwiderhandlung beendet (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12. Juli 2005, Kommission/Frankreich,
Randnr. 91).

Bei der Ausiibung seines Ermessens auf diesem Gebiet hat der Gerichtshof das Zwangsgeld so
festzusetzen, dass es zum einen den Umstdnden angepasst ist und zum anderen in angemessenem
Verhiltnis zur festgestellten Vertragsverletzung sowie zur Zahlungsfihigkeit des betreffenden
Mitgliedstaats steht (vgl. Urteile vom 12. Juli 2005, Kommission/Frankreich, Randnr. 103, und vom
14. Mirz 2006, Kommission/Frankreich, Randnr. 61).
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Im Rahmen der Beurteilung durch den Gerichtshof sind daher zur Gewéhrleistung des Charakters des
Zwangsgelds als Druckmittel im Hinblick auf die einheitliche und wirksame Anwendung des
Unionsrechts grundsatzlich die Dauer der Zuwiderhandlung, ihr Schweregrad und die
Zahlungsfahigkeit des betreffenden Mitgliedstaats als Kriterien heranzuziehen. Bei der Anwendung
dieser Kriterien hat der Gerichtshof insbesondere zu beriicksichtigen, welche Folgen die
Nichterfiillung der Verpflichtungen fiir die offentlichen und die privaten Interessen hat und wie
dringend es ist, dass der betreffende Mitgliedstaat dazu angehalten werden muss, seinen
Verpflichtungen nachzukommen (vgl. Urteile vom 12. Juli 2005, Kommission/Frankreich, Randnr. 104,
vom 14. Mirz 2006, Kommission/Frankreich, Randnr. 62, und Kommission/Portugal, Randnr. 39).

ii) Zur Dauer der Zuwiderhandlung

Die Dauer der Zuwiderhandlung ist unter Heranziehung des Zeitpunkts zu bemessen, zu dem der
Gerichtshof den Sachverhalt priift, und nicht etwa des Zeitpunkts, zu dem die Kommission ihn damit
befasst (vgl. Urteile vom 14. Mirz 2006, Kommission/Frankreich, Randnr. 71, und
Kommission/Portugal, Randnr. 45).

Da das Konigreich Spanien nicht nachweisen konnte, dass die Verletzung seiner Pflicht, das Urteil
Kommission/Spanien vollstindig durchzufiihren, tatsdchlich beendet ist, ist davon auszugehen, dass
diese Vertragsverletzung seit mehr als zehn Jahren andauert, was eine auflergewohnlich lange Zeit ist.

Auflerdem ist zu beriicksichtigen, dass vom Erlass der Entscheidung 91/1 bis zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Gerichtshof den Sachverhalt priift, mehr als 22 Jahre verstrichen sind.

Eine solche Dauer ist im vorliegenden Fall umso mehr zu beanstanden, als die Zahl der Empfinger der
Beihilfen, die durch die Entscheidung 91/1 fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar erklirt wurden, gering war, dass sie in dieser Entscheidung und im Urteil
Kommission/Spanien namentlich aufgefithrt wurden und dass die genauen zuriickzufordernden
Betrédge in dieser Entscheidung angegeben waren. Unter diesen Umstdnden hitten der Durchfithrung
des Urteils Kommission/Spanien keine grofSeren Schwierigkeiten entgegenstehen diirfen.

Auch die durchschnittliche Dauer des Konkursverfahrens, mit der das Konigreich Spanien seine
Verspiatung bei der Durchfithrung des Urteils Kommission/Spanien erklart, kann insbesondere in
Anbetracht dessen, dass dieser Mitgliedstaat, wie aus den Randnrn. 23 bis 31 des vorliegenden Urteils
hervorgeht, erst kurz vor der Anrufung des Gerichtshofs durch die Kommission und im Wesentlichen
sogar erst nach diesem Zeitpunkt echte Schritte zur Beendigung der fraglichen Vertragsverletzung
unternommen hat, keine derartige Verspatung rechtfertigen.

iii) Zur Schwere der Zuwiderhandlung

Hinsichtlich der Schwere der Zuwiderhandlung ist auf die zentrale Stellung der Bestimmungen des
AEU-Vertrags  iiber  staatliche  Beihilfen  hinzuweisen  (Urteili vom 7. Juli 2009,
Kommission/Griechenland, Randnr. 118).

Die Vorschriften, auf denen sowohl die Entscheidung 91/1 als auch das Urteil Kommission/Spanien
beruhen, sind ndmlich Ausdruck einer der wesentlichen Aufgaben der Europiischen Union nach
Art. 3 Abs. 3 EUV, néamlich der Errichtung eines Binnenmarkts, und dem Protokoll Nr. 27 iiber den
Binnenmarkt und den Wettbewerb, das nach Art. 51 EUV integraler Bestandteil der Vertrdge ist und
nach dem der Binnenmarkt ein System umfasst, das den Wettbewerb vor Verfilschungen schiitzt
(vgl. Urteil vom 17. November 2011, Kommission/Italien, Randnr. 60).
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Die Bedeutung der in einem Fall wie dem vorliegenden verletzten Unionsvorschriften liegt vor allem
darin, dass durch die Riickzahlung der fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar erkldrten Beihilfen die Wettbewerbsverzerrung beseitigt wird, die durch den mit den
Beihilfen verschafften Wettbewerbsvorteil verursacht wurde, und der Empfinger durch diese
Riickerstattung den Vorteil verliert, den er auf dem Markt gegeniiber seinen Konkurrenten besafd
(vgl. in diesem Sinne Urteile vom 4. April 1995, Kommission/Italien, Randnr. 22, und
Deutschland/Kommission, Randnr. 75).

Zu der in der vorliegenden Rechtssache konstatierten Vertragsverletzung ist festzustellen, dass das
Urteil Kommission/Spanien in Bezug auf drei der vier Empfinger der rechtswidrigen Beihilfen, die
Gegenstand der Entscheidung 91/1 sind, durchgefithrt wurde. Auflerdem steht fest, dass die Indosa
gewdhrten Beihilfen nur ungefihr ein Fiinftel aller Beihilfen darstellen, die Gegenstand dieser
Entscheidung und des Urteils Kommission/Spanien waren.

Ungeachtet dessen ist unstreitig, dass bislang kein Teil der Indosa gewdhrten Beihilfen zuriickerstattet
worden ist.

Auflerdem steht, auch wenn das Konigreich Spanien kiirzlich eine Reihe von Schritten unternommen
hat, die von einem ernsthaften Willen zeugen, die fragliche Vertragsverletzung zu beenden, fest, dass
diese Schritte erst kurz vor der Anrufung des Gerichtshofs und im Wesentlichen sogar danach erfolgt
sind. Dieser Mitgliedstaat hat somit wihrend langer Jahre nicht die erforderliche Sorgfalt an den Tag
gelegt.

iv) Zur Zahlungsfahigkeit des Konigreichs Spanien

In Bezug auf die Zahlungsfihigkeit des Konigreichs Spanien ist die jiingste Entwicklung der Inflation
und des BIP dieses Mitgliedstaats, wie sie sich zum Zeitpunkt der Priifung des Sachverhalts durch den
Gerichtshof darstellt, zu beriicksichtigen.

Insoweit vermag das Vorbringen des Konigreichs Spanien nicht durchzudringen, wonach die
Zahlungsfiahigkeit im vorliegenden Fall diejenige der Autonomen Gemeinschaft des Baskenlands und
nicht diejenige des Mitgliedstaats als solchem widerspiegeln miisse. Insoweit geniigt der Hinweis, dass
der Umstand, dass ein Mitgliedstaat seinen Regionen die Sorge dafiir iiberantwortet hat, die
Riickforderung einer rechtswidrigen und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfe
vorzunehmen, keine Auswirkung auf die Anwendung von Art. 260 AEUV haben kann. Denn auch
wenn es jedem Mitgliedstaat freisteht, nach seinem Belieben auf interner Ebene die Zustdndigkeiten
der zentralen und regionalen Staatsmacht aufzuteilen, bleibt er unbeschadet dessen aufgrund dieses
Artikels allein gegeniiber der Union dafiir verantwortlich, dass die Verpflichtungen, die sich aus dem
Recht der Union ergeben, beachtet werden (vgl. zu Art. 226 EG Urteil vom 10. Juni 2004,
Kommission/Italien, C-87/02, Slg. 2004, 1-5975, Randnr. 38).

v) Zur Periodizitat des Zwangsgelds

Was die Periodizitdt des Zwangsgelds angeht, so ist gegen den beklagten Mitgliedstaat ein Zwangsgeld
in Tagessdtzen zu verhdngen.

Insoweit kann dem Antrag des Konigreichs Spanien, das Zwangsgeld quartalsweise zu verhéngen, nicht
stattgegeben werden, da zum einen die ausgesprochen lange Dauer der festgestellten
Vertragsverletzung und zum anderen die Eilbediirftigkeit ihrer sofortigen Beendigung zu
beriicksichtigen ist.
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vi) Ergebnis

Der Gerichtshof ist daher der Auffassung, dass die Verhdngung eines Zwangsgelds in Hohe von 50 000
Euro pro Tag angemessen ist.

Nach alledem ist das Konigreich Spanien zu verurteilen, an die Kommission auf das Konto
»Eigenmittel der Europdischen Union“ ein Zwangsgeld in Hohe von 50 000 Euro fiir jeden Tag des
Verzugs bei der Durchfithrung der MafSnahmen zu zahlen, die erforderlich sind, um dem Urteil
Kommission/Spanien nachzukommen, und zwar ab der Verkiindung des vorliegenden Urteils bis zur
Durchfithrung des angefiihrten Urteils Kommission/Spanien.

B — Zum Pauschalbetrag

1. Vorbringen der Verfahrensbeteiligten

Die Kommission schldgt vor, fiir die Berechnung des Pauschalbetrags eine Methode anzuwenden, die
darin bestehe, einen festen Grundbetrag von 210 Euro pro Tag in einem ersten Schritt mit einem
Schwerekoeffizienten und einem ,Faktor n® die betragsmiaflig den fiir die Berechnung des
Zwangsgelds vorgeschlagenen Werten (5 bzw. 13,66) entspriachen, und in einem zweiten Schritt mit
der Zahl der Tage zu multiplizieren, an denen die Vertragsverletzung fortgedauert habe. Somit miisse
die Hohe des Pauschalbetrags dem Ergebnis der Multiplikation von 14343 Euro mit der Zahl der
Tage zwischen der Verkiindung des Urteils Kommission/Spanien und dem Tag, an dem der
Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen nachgekommen sei, oder, in Ermangelung dessen, dem Tag der
Verkiindung des vorliegenden Urteils entsprechen.

Das Konigreich Spanien stiitzt sich auf die gleichen wie die zum Zwangsgeld angefiihrten Argumente
und schldgt vor, den Grundbetrag fiir den Pauschalbetrag durch vier zu teilen, um der Tatsache
Rechnung zu tragen, dass das Urteil fir drei der vier Empfinger der fraglichen rechtswidrigen
Beihilfen durchgefiihrt worden sei, und ihn sodann mit 6,24 % zu multiplizieren, um der Tatsache
Rechnung zu tragen, dass dies der Anteil des Baskenlands am spanischen BIP sei. Somit belaufe sich
der Grundbetrag auf 3,28 Euro. Sodann seien der gleiche Schwerekoeffizient und der gleiche feste
»Faktor n“ anzuwenden wie fiir das Zwangsgeld vorgeschlagen. Mithin miisse die Hohe des
Pauschalbetrags dem Ergebnis der Multiplikation von 44,80 Euro mit der Zahl der Tage entsprechen,
an denen die Vertragsverletzung fortgedauert habe.

Das Konigreich Spanien beantragt auflerdem, den Zeitraum zwischen dem Datum der
Geltendmachung der von ihm in der vorliegenden Rechtssache erhobenen Einrede der Unzuldssigkeit
und dem Datum, an dem der Gerichtshof tiber diese Einrede entschieden habe, bei der Berechnung
des Pauschalbetrags von der Zahl der Tage abzuziehen, an denen die Vertragsverletzung fortgedauert
habe.

2. Wiirdigung durch den Gerichtshof

Vorab ist daran zu erinnern, dass der Gerichtshof in Ausiibung seines Ermessens auf dem betreffenden
Gebiet kumulativ ein Zwangsgeld und einen Pauschalbetrag verhdngen darf (Urteil vom 7. Juli 2009,
Kommission/Griechenland, Randnr. 143).

Die Verhdngung eines Pauschalbetrags muss in jedem Einzelfall von der Gesamtheit der mafigebenden
Aspekte abhingig gemacht werden, die sich sowohl auf die Merkmale der festgestellten
Vertragsverletzung als auch auf die Haltung beziehen, die der Mitgliedstaat eingenommen hat, der
von dem auf der Grundlage von Art. 260 AEUV eingeleiteten Verfahren betroffen ist. Insoweit
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gewidhrt diese Bestimmung dem Gerichtshof ein weites Ermessen bei der Entscheidung dariiber, ob es
einen Grund fiir die Verhdngung einer derartigen Sanktion gibt (in diesem Sinne Urteil vom 7. Juli
2009, Kommission/Griechenland, Randnr. 144).

Im vorliegenden Rechtsstreit deuten alle rechtlichen und tatsdchlichen Gesichtspunkte, die zur
festgestellten Vertragsverletzung gefithrt haben, darauf hin, dass die wirksame Verhinderung einer
zukiinftigen Wiederholung entsprechender Zuwiderhandlungen gegen das Unionsrecht den Erlass
einer abschreckenden MafSnahme wie der Verhdngung eines Pauschalbetrags erfordern kann.

Unter diesen Umstdnden ist es Sache des Gerichtshofs, in Ausiibung seines Ermessens den
Pauschalbetrag so festzusetzen, dass er zum einen den Umstédnden angepasst ist und zum anderen in
angemessenem Verhiltnis sowohl zur festgestellten Zuwiderhandlung als auch zur Zahlungsfihigkeit
des betreffenden Mitgliedstaats steht (Urteil vom 7. Juli 2009, Kommission/Griechenland,
Randnr. 146).

Zu den insoweit relevanten Faktoren zdhlen u. a. Aspekte wie der Zeitraum, wéihrend dem die
beanstandete Vertragsverletzung seit dem Urteil, mit dem sie festgestellt wurde, fortbestanden hat,
und die Schwere der Zuwiderhandlung (vgl. Urteil vom 17. November 2011, Kommission/Italien,
Randnr. 94).

Die zu beriicksichtigenden Umstidnde ergeben sich namentlich aus den Erwédgungen in den
Randnrn. 120 bis 130 des vorliegenden Urteils zur Dauer und zur Schwere der Vertragsverletzung. So
ist zum einen festgestellt worden, dass die Vertragsverletzung seit mehr als zehn Jahren ab der
Verkiindung des Urteils Kommission/Spanien sowie seit mehr als 22 Jahren ab dem Erlass der
Entscheidung 91/1 andauert, und zum anderen, dass der Durchfiihrung dieses Urteils keine grofieren
Schwierigkeiten entgegenstehen sollten, da die Zahl der Empfanger der fraglichen rechtswidrigen
Beihilfen gering war, da sie namentlich bekannt waren und da die zuriickzufordernden Betrige in
dieser Entscheidung angegeben waren.

Der in Randnr. 139 des vorliegenden Urteils wiedergegebene Antrag des Konigreichs Spanien kann
keinen Erfolg haben, weil die Priifung der von ihm im vorliegenden Rechtsstreit erhobenen Einrede
der Unzuldssigkeit durch den Gerichtshof in keinem Bezug zur Dauer der ihm zur Last gelegten
Vertragsverletzung steht.

Nach alledem ist bei angemessener Wiirdigung der Umstdnde des Einzelfalls der vom Konigreich
Spanien zu entrichtende Pauschalbetrag auf 20 Mio. Euro festzusetzen.

Das Konigreich Spanien ist daher zu verurteilen, an die Kommission auf das Konto ,Eigenmittel der
Europdischen Union“ einen Pauschalbetrag von 20 Mio. Euro zu zahlen.

VIII - Kosten

Nach Art. 138 Abs. 1 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der
Kosten zu verurteilen. Da die Kommission die Verurteilung des Konigreichs Spanien beantragt hat
und dieses mit seinem Vorbringen unterlegen ist, sind ihm die Kosten aufzuerlegen. Gemaf3 Art. 140
Abs. 1 der Verfahrensordnung, wonach die Mitgliedstaaten, die dem Rechtsstreit als Streithelfer
beigetreten sind, ihre eigenen Kosten tragen, ist zu entscheiden, dass die Tschechische Republik ihre
eigenen Kosten tragt.
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URTEIL VOM 11. 12. 2012 — RECHTSSACHE C-610/10
KOMMISSION / SPANIEN

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (GrofSe Kammer) fiir Recht erkannt und entschieden:

1.

Das Konigreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus Art. 260 Abs. 1 AEUV
verstoflien, dass es bei Ablauf der Frist, die in dem erginzenden Mahnschreiben gesetzt
worden war, das die Europdische Kommission gemafl Art. 260 Abs. 2 AEUV am 18. Mirz
2010 versandt hatte, nicht alle Mafinahmen getroffen hatte, die sich aus dem Urteil vom
2. Juli 2002, Kommission/Spanien (C-499/99), ergeben, das sich insbesondere auf die
Riickforderung der mit der Entscheidung 91/1/EWG der Kommission vom 20. Dezember
1989 iiber Beihilfen der Zentralregierung und einiger autonomer Regierungen Spaniens fiir
MAGEFESA, Hersteller von Haushaltsartikeln aus rostfreiem Stahl wund kleinen
Elektrogeriten, fiir rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklirten
Beihilfen von der Industrias Domésticas, SA, bezieht.

Das Konigreich Spanien wird verurteilt, an die Europdische Kommission auf das Konto
»Eigenmittel der Europidischen Union“ ein Zwangsgeld in Hohe von 50 000 Euro fiir jeden
Tag des Verzugs bei der Durchfithrung der Mafinahmen zu zahlen, die erforderlich sind,
um dem Urteil Kommission/Spanien nachzukommen, und zwar ab der Verkiindung des
vorliegenden Urteils bis zur Durchfithrung des angefiihrten Urteils Kommission/Spanien.

Das Konigreich Spanien wird verurteilt, an die Europidische Kommission auf das Konto
»Eigenmittel der Europdischen Union“ einen Pauschalbetrag von 20 Mio. Euro zu zahlen.

Das Konigreich Spanien trigt die Kosten.

Die Tschechische Republik trigt ihre eigenen Kosten.

Unterschriften

ECLILEU:C:2012:781 21



	Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer)
	Urteil
	I – Vorgeschichte des Rechtsstreits
	II – Urteil Kommission/Spanien
	III – Vorverfahren
	IV – Entwicklungen nach Anrufung des Gerichtshofs
	V – Zur Zulässigkeit
	A – Vorbringen der Verfahrensbeteiligten
	B – Würdigung durch den Gerichtshof

	VI – Zur Vertragsverletzung
	A – Vorbringen der Verfahrensbeteiligten
	B – Würdigung durch den Gerichtshof

	VII – Zu den finanziellen Sanktionen
	A – Zum Zwangsgeld
	1. Vorbringen der Verfahrensbeteiligten
	2. Würdigung durch den Gerichtshof
	a) Vorbemerkungen
	b) Zur Fortdauer der Vertragsverletzung
	c) Zur Höhe des Zwangsgelds
	i) Vorbemerkungen
	ii) Zur Dauer der Zuwiderhandlung
	iii) Zur Schwere der Zuwiderhandlung
	iv) Zur Zahlungsfähigkeit des Königreichs Spanien
	v) Zur Periodizität des Zwangsgelds
	vi) Ergebnis



	B – Zum Pauschalbetrag
	1. Vorbringen der Verfahrensbeteiligten
	2. Würdigung durch den Gerichtshof


	VIII – Kosten



